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Die Einwohnergemeinde Füllinsdorf erlässt gestützt auf § 4 des Baugesetzes 
vom 15. Juni 1967 für das Gebiet "Zwirnerei" Quartierplanvorschriften, 
bestehend aus Quartierplan und Reglement. 

Der Quartierplan seinerseits besteht aus den Einzelplänen 

Nr. 1 
Nr.2 
Nr.3 

und einem Modell. 

Situation 
Unterirdische Anlagen 
Richtgrundrisse, Richtfassaden und Richtschnitte 

REGLEMENT 

1. Geltungsbereich und Inhalt 

1.1 Die Quartierplan- Vorschriften gelten fUr das Areal innerhalb des Quartierplan­
Perimeters, wie er im Einzelplan Nr. 1 durch die schwarz punktierte Linie 
markiert ist. 

Sie regeln insbesondere 

- die Lage, die Grösse und die Gestaltung der oberirdischen Bauten und 
der unterirdischen Anlagen 

- die Art und das Mass der Nutzung des Areals und der Bauten 

- die Gestaltung und die BenUtzung der Freiflächen 

- die Parkierung 

- die Erschliessung und Versorgung 

- die Realisierung der Quartierplanung 

- die Genehm igungs- Voraussetzungen 



2. lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

2.1 Es dürfen nur diejenigen Bauten und Anlagen erstellt werden, die in den EinzeI­
plänen Nr. 1 und 2 wiedergegeben sind. 
Einfriedigungen sind gestattet. Sie sind jedoch einheitlich zu gestalten. 

2.2 Die lage und die Grösse (Grundfläche, Geschosszahl ) der oberirdischen Bauten 
gehen aus dem Einzelplan Nr. 1 hervor und sind im Detail durch Planabgriff zu 
bestimmen. 
Abweichungen von der Form und vom Mass der Grundfläche sind zulässig, sofern 
sie geringfügig sind und das Ueberbauungskonzept nicht beeinflussen. 

Im gewachsenen ebenen Bereich des Areals dürfen keine Sockelgeschosse in Er­
scheinung treten. 
Im Böschungsbereich ist das Terrain so anzupassen, dass bei den Ostfassaden im 
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Maximum ein Sockelgeschoss von 1.50m in Erscheinung tritt. (/ 

2.3 Die lage und die Grösse der unterirdischen Anlagen gehen aus dem Einzelplan 
Nr.2 hervor. 
Abweichungen sind zulässig, soweit der Zweck und die Funktion aller Anlagen 
gewahrt bleiben. \/ 

2.4 Die Mehrfamilienhäuser sind mit Flachdächern zu versehen. Dachaufbauten sind 
nur für liftanlagen, Treppenaufgänge, Kamine, lüftungsanlagen und dergleichen 
zulässig und sind so klein als mögl ich zu halten. 
Die Reiheneinfamilienhäuser sind mit Satteldächern mit einer Dachneigung von 
23° auszuführen. Die Eindeckung hat mit dunkeln Ziegeln zu erfolgen. Dachauf- / 
bauten sind nicht gestattet. 

2.5 Die Materialien und die Gestaltung der Fassaden, Fenster, Balkone, Sonnenstoren 
etc. aller Bauten sind so zu wählen, dass ein aesthetisch ansprechender, harmoni­
scher Gesamteindruck entsteht. Die Mehrfamilienhäuser haben sich optisch der 
bestehenden Bebauung anzupassen. 
Eine Differenzierung in der Farbgebung der verschiedenen Baukörper ist erwünscht. 
Die einzelnen Gebäude sind jedoch einheitlich zu gestalten. 

2.6 Bei den Mehrfamilienhäusern sind in guter Beziehung zu den Hauseingängen 
Abstellräume für Kinderwagen und Velos vorzusehen. 

2.7 Der Kindergarten wird durch die Gemeinde auf ihre Kosten erstellt und unterhalten. 

Der Grundeigentümer der Parzelle 141 hat ihr hiefür unentgeltlich das vorgesehene 
Areal abzutreten, erstellt in Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat ohne Kosten­
folge die Ausführungspläne und übernimmt die örtliche Bauleitung, sofern gleich­
zeitig andere Bauten des Quartierplanes erstellt werden. 

2.8 Die Richtfassaden und Richtgrundrisse gehen aus dem Einzelplan Nr.3 hervor. 
Abweichungen von Grundrissen und Fassaden sind soweit gestattet, als sie das 
Ueberbauungskonzept nicht beeinflussen. 
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3. Art und M ass der Nut z u n g 

3.1 FUr die Art der Nutzung der Bauten gelten die Vorschriften fUr Wohnbau gemClss 
Ziffer 4/63 der ZR-Normalien. 

3.2 Die im Einzelplan Nr. 1 angegebenen NutzflCichen fUr die Parzellen 141 und 666 
ergeben gesamthaft ein Nutzungsmass von 50.75 %, wobei die höchstzulClssige 
Nutzung 52 % betrClgt. 

3.3 

3.4 

FUr den im Baugebiet bzw. im Quartierplanperimeter liegenden Teil der Parzelle 
666 wird eine FICiche von 2 1200 ~ festgelegt. 
Die Nordgrenze der Parzelle 666 ist entsprechend dem Baugebietsperimeter des 
zukUnftigen Zonenplanes flClchengleich zu begradigen. 

FUr die Berechnung der NutzflCiche gilt Blatt 514420 1.1 der ORL-Richtlinien. 
DarUber hinaus wird pro Wohnung ein Reduit ohne Fenster und einer GrundflClche 
von max. 4~ nicht zur NutzflClche gezClhlt. 

4. G e s tal tun gun d Ben U t z u n g der F re i f I Ci c h e n 

4.1 Die Gestaltung der FreiflCichen wird durch den Einzelplan Nr. 1 bestimmt. 
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Ueber die definitive Gestaltung ist im Baubewilligungsverfahren ein Umgebungs­
plan, mindestens im Messstab 1:200, einzureichen, welcher integrierender Bestand­
teil der Baubewilligung wird. 
Die bestehende Baumgruppe (4 KastanienbClume) ist zu erhalten. Bei der Realisie­
rung der angrenzenden Bauten ist fUr die notwendigen Schutzmassnahmen ein 
Fachmann beizuziehen. 
Im Bereich zwischen Wald- und V'laldbaulinie können Bepflanzungen soweit not­
wendig zurUck- oder herausgeschnitten werden. 
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4.2 Einfriedigungen sind nur fUr die Einfamilienhausparzellen, fUr das Areal des Kinder­
gartens, sowie gegebenenfalls fUr die ContainerabstellplCltze zulCissig. Sie mUssen 
einheitlich gestaltet werden. 

4.3 Die BenUtzung der allgemeinen FreiflClchen samt allen Anlagen steht gemCiss Ein- ,..1 
zelplan Nr. 1 allen Bewohnern des Areals offen. 

4.4 Die Pflege und der Unterhalt der FreiflClchen samt allen Anlagen ist Sache der 
G rundeigentUmer. 

4.5 Die Beleuchtung der Wege mit öffentlichem Gehrecht wird vom GrundeigentUmer 
erstellt und geht nachher in Eigentum und Unterhalt der Gemeinde Uber. 
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5. Parkierung 

5.1 Pro Einfamilienhaus müssen 1.2 bis 1.3 Parkplatze und pro Wohnung 1 Parkplatz 
geschaffen werden. 
Die Parkierungsanlagen gemass EinzelplanenNr. 1 und 2 sind hinsichtlich der 
Lage verbindlich. 
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5.2 Die unter- und oberirdischen Parkplatze sind für die Bewohner des Areals bestimmt. 
Eine Vermietung an Dritte ist nur zulassig, wenn die Parkierungsbedürfnisse der 
Bewohner gedeckt sind. 
Den Besuchern bleiben 13 Parkplatze reserviert. 

5.3 Es soll versucht werden, innerhalb der angrenzenden südlich gelegenen und 
bereits bestehenden Bebauung, weitere Besucherparkplatze zu erstellen. 

6. E r s chi i e s s u n gun d Ver s 0 r gun g 

6.1 Für die Strassen, die Trottoirs und die Wege ist das Konzept des Einzelplanes 
Nr. 1 massgebend. 
Die Zufahrten für schwere Lieferwagen sowie für die öffentlichen Dienste sind 
si cherzuste II en. 

6.2 Alle Strasse, Trottoirs und Wege innerhalb des Quartierplanperimeters sind durch 
die privaten Grundeigentümer zu erstellen und zu unterhalten, ausgenommen das 
Trottoir langs der Ergolzstrasse. 

6.3 Mit einem 3.5m breiten befahrbaren Weg langs der Südgrenze des Areals haben 
die Grundeigentümer dem Kanton und der Gemeinde, zur Bewirtschaftung und 
zum Unterhalt, unentgeltlich ein Geh- und Fahrrecht zu gewahren. 

6.4 Betreffend die Wasserversorgung und die Kanalisation gelten die entsprechenden 
Reglemente der Gemeinde. 

6.5 Alle Bauten auf dem Areal sind gemass Fernsehreglement an das Kabel netz der 
Gemeinde anzuschliessen. 

6.6 Die Mehrfamilienhauser sind zentral zu beheizen, wobei nur 1 Heizanlage zu­
lassig ist. Die Einfamilienhauser sind einzeln mit Gas zu beheizen. 

6.7 Die Abfallbeseitigung hat im Container-System zu erfolgen. Dazu sind die not- j 
wendigen Platze gemass Einzelplan Nr. 1 zu erstellen. 



7. Realisierung 

7.1 Die Grundeigentumer haben sich gegenseitig alle fUr die Real isierung und die 
quartierplangemHsse FunktionsfHhigkeit der Ueberbauung erforderlichen Dienst­
barkeiten einzurHumen. Dieselben Verpfl ichtungen haben die Grundeigentumer 
gegenUber der Oeffentlichkeit und den Versorgungsbetrieben. 

Zudem sind Regelungen fUr die gemeinsame BenUtzung der Zufahrten, ParkplHtze, 
Wege und SpielplHtze zu treffen. 

7.2 Durch spHtere ParzelIierung des Areals durfen die Verwirklichung und die Funk­
tionsfHhigkeit der Quartierplanung nicht in Frage gestellt werden. 

7.3 Wird die Ueberbauung etappenweise realisiert, so sind die Nebenanlagen wie 
unterirdische Bauten, FreiflHchen mit SpielplHtzen, ParkplHtze, Strassen und 
Wege usw. anteilmHssig mitzuerstellen. 
Ist dies aus technischen GrUnden nicht möglich oder aus finanziellen GrUnden 
nicht zumutbar, kann die Baudirektion auf Antrag der Gemeinde Provisorien 
bewilligen. 

7.4 FUr den schweren Werkverkehr wHhrend der Bauzeit ist die VerlHngerung der 
Ergolzstrasse in nördlicher Richtung zu benUtzen, wobei Unterhalt und Bau der 
notwendigen Ausweichstellen z.L. der Bauherrschaft gehen. 

8. Genehmigungsvoraussetzungen 

8.1 Die Genehmigung dieser Quartierplan- Vorschriften durch den Regierungsrat 
setzt voraus, dass die GrundeigentUmer durch Unterzeichnung aller EinzelplHne 
sowie der notwendigen VertrHge ihre Zustimmung erteilt haben. 

Im Besonderen ist die EinrHumung aller Dienstbarkeiten gemHss Ziffer 7.1 
rechtlich zu sichern. 

9. Schlussbestimmungen 

9.1 Der Gemeinderat Uberwacht die Anwendung dieser Quartierplan-Vorschriften. 
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Das Baubewilligungsverfahren gemHss §§117 ff. des Baugesetzes bleibt vorbehalten. 

"/(8 Nr. 

9.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehenden fruheren Zonen­
vorschriften sind fUr das Areal aufgehoben. 

9.3 Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den Regierungs­
rat in Kraft. 
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~ Ausnahmebestimmung zum Reglement der Quartierplanung 
Zwirnerei mit RRB Nr. 2505 vom 28.8.1979 

1. In Abwägung öffentlicher und privater Interessen sowie in Wür­
digung der besonderen umstände des Einzelfalles kann die Bewil­
ligungsbehörde auf Antrag des Gemeinderates Ausnahmen von den 
Gesamtüberbauungs-/Quartierplan-vorschriften bewilligen. 
Dies gilt insbesondere für Massnahmen, die entweder 
- der Steigerung der Wohnqualität, oder 
- der Energieeinsparung, oder 
- der Nutzung sich erneuernder Energien 
dienen. 

2. Ausnahmen für bauliche oder gestalterische Einzelrnassnahmen, 
die entweder für 
- das architektonische Erscheinungsbild, oder 
- das städtebauliche Konzept, oder 
- die Erschliessung, oder 
- die Umgebungsgestaltung 

Glehe ErwBgungen Rlt 3 

von präjudizieller Bedeutung sind, dürfen jedoch nur aufgrund 
eines Gesamtkonzepts erteilt werden. Dieses bedarf der Genehmi­
gung des Gemeinderates und der zuständigen kantonalen Instanzen 
und ist für alle weiteren gleichartigen Ausnahmen richtungswei­
send. Es ist integrierender Bestandteil des entsprechenden Bau­
gesuches und ist mit diesem öffentlich aufzulegen. 

Beschluss des Gemeinderates: 

Beschluss der Gemeindekommission: 

Beschluss der Einwohnergemeinde­
Versammlung: 

Publikation der Planauflage im 
Amtsblatt Nr. 45 vom 

Planauflage: 

17.09.1990 

15.10.1990 

30.10.1990 

08.11 . 1990 

14.11. bis 14.12.1990 

NAMENS DES GEMEINDERATES 
Der Präsident: Der Verwalter: 

Vom Regierungsrat des Kantons 
Basel-Landschaft genehmigt 
mit Beschluss Nr. ~~1 vom 

Publikation des Regierungsratsbe­
schlusses im Amtsblatt Nr. ~ vom 

24/ 

1 9. Feb. 1991 
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Gemeinde Füllinsdorf BL 

Quartierplanung Zwirnerei 

Regelung betreffend Kleinbauten, gedeckte Sitzplätze, 
Wintergärten und Pergolen 

A. ALLGEMEINES 

Gemäss Reglement zur Quartierplanung Zwirnerei (RRB 2505 vom 
28.8.1979) sind grundsätzlich ausser den bestehenden Wohnge­
bäuden keinerlei weitere Bauten zulässig. Ausserdem ist die 
maximal zulässige Nutzung ausgeschöpft. Demgegenüber besteht 
ein Bedürfnis für Kleinbauten, gedeckte Sitzplätze und Winter­
gärten. 
Gestützt auf die von der Gemeindeversammlung am 30.10.1990 be­
schlossene Ergänzungsbestimmung kann der Gemeinderat in be­
gründeten Fällen Ausnahmen von den Quartierplanvorschriften 
bewilligen. Als Grundlage für solche Ausnahmen muss jedoch ein 
allgemeingültiges Konzept vorliegen. Dieses wird hiermit wie 
folgt festgelegt: 

B. KONZEPT 

1. Mögliche Bauten 

Zusätzlich zu den Wohnbauten gemäss Quartierplan sind folgende 
Bauten möglich: 
- Typ A Kleinbaute (als Velounterstand, Geräteschopf usw.) 
- Typ B Gedeckter Sitzplatz 
- Typ C Wintergarten im Erdgeschoss 
- Typ D Pergola 

Um eine unerwünschte Häufung dieser Bauten zu vermeiden, sind 
gleichzeitig auf der gleichen Parzelle zulässig: 

- Parzellenfläche bis 150 m2 1 Baute Typ A plus 
1 Baute Typ B, C oder D 

- Parzellenfläche bis 300 m2 1 Baute Typ A plus 
2 Bauten Typ B, C oder D 

- Parzellenfläche über 300 m2 1 Baute Typ A plus 
3 Bauten Typ B, C oder D 

Diese Bauten haben nachfolgenden Kriterien zu entsprechen: 
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2. Grösse der Bauten 

2.1 Kleinbaute: 
- Grundfläche: max. 4 m2. Die nicht zur Grundfläche zählenden 

Dachvorsprünge dürfen nicht mehr als 30 cm betragen. 
- Höhe, gemessen ab Erdboden bis zum höchsten Punkt der Dach­

fläche: max. 2.00 m. 

2.2 Gedeckter Sitzplatz 
- Grundfläche, gemessen ausserkant Dachfläche: max. 10.0 m2 

(bei Einbezug des bestehenden Balkons wird die von diesem 
überdeckte Fläche nicht mitgerechnet). 
Höhe, gemessen ab Erdboden bis zum höchsten Punkt der Dach­
fläche: max. 2.50 m. 

2.3 Wintergarten 
- Abmessungen gemass Typenplänen. 

3. Material und Farbgebung / Gestaltung / Lage 

3.1 Kleinbaute / gedeckter Sitzplatz / Pergola: 
Es sind nur unauffällige Materialien und Farbgebungen zuläs­
sig. Die Farbkonzepte auch für allfällige Beschattungsanlagen 
wie Storen, Lamellen usw. sind im konkreten Einzelfall dem Ge­
meinderat zur Genehmigung einzureichen. 
Sitzplätze dürfen maximal auf zwei Seiten vollständig einge­
wandet sein. Brüstungswände sind bis zu einer Höhe von max. 
1.0 m auf allen Seiten zulässig. 

3.2 Wintergarten: 
- Tragkonstruktion schlank und unauffällig, Glaseinteilung 

gemäss Typenplänen. 
- Glas naturbelassen (nicht getönt oder verspiegelt). 
- Die Farbgebung der Tragkonstruktion und einer allfälligen 

Beschattungsanlage (Storen, Lamellen usw.) ist im konkreten 
Einzelfall dem Gemeinderat zur Genehmigung vorzulegen. 

- Lage: Im Bereich des Balkons gemäss Typenplänen. 

4. Bewilligungswesen 

4.1 Kleinbaute / gedeckter Sitzplatz / Pergola: 
Es ist eine Baueingabe an den Gemeinderat zu richten. Vor Er­
halt einer Bewilligung dürfen keinerlei Bau- oder Montagear­
beiten ausgeführt werden. 
Für die Baulinien, Grenz- und Gebäudeabstände gelten die Be­
stimmungen des kantonalen Baugesetzes. 
Die feuerpolizeilichen Vorschriften bleiben vorbehalten. 

4.2 Anbauten für gedeckten Sitzplatz oder Wintergarten: 
Es ist eine kantonale Baubewilligung notwendig. Das Verfahren 
richtet sich nach den Bestimmungen des kantonalen Baugesetzes. 
Von den kantonalen Behörden können zusätzliche Auflagen oder 
Bedingungen gemacht werden. 

NAMENS DES GEMEINDERATES 
Der Präsident: Der Verwalter: 

Füllinsdorf, 16.8.1993 Tltjtz(ii 






